
Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales 

Bundesministerium für Arbeit und Sozial es, 11017 Berlin 

Herrn 
Arne Semsrott 
█████ █ █
████ ████

Ihr IFG-Antrag vom 29. Mai 2015 

Sehr geehrter Herr Semsrott, 
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vielen Dank für Ihre E-Mail vom 25. November 2015. Da ich nach meinem Schreiben vom 
9. Juni 2015 keine weitere Mitteilung von Ihnen erhielt, musste ich davon ausgegangen, 
dass Sie Ihren Antrag auf Akteneinsicht nach dem Informationsfreiheitsgesetz (IFG) nicht 
aufrechterhalten wollen . 

Mit Ihrer E-Mail vom 25. November 2015 bitten Sie nun um Beantwortung Ihres !FG-An -
trages . Ich möchte Sie nochmals darauf hinweisen, dass die gewünschte Auflistung der 
Treffen von hochrangigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern mit Interessenvertretern nicht 
existiert. Ein Anspruch , eine solche Auflistung zu erstellen, besteht nach dem IFG nicht. 

Entgegen Ihrer Annahme sind auch hinsichtlich der personenbezogenen Daten, die im 

Rah~en d~f Vor.bereitung von pffiziellen Treffen veraktet bzw. im f chrif fiverkehr verwen-
det wurden, Drittbet~iligungsverfahren durchzuführen. Aufgrund a teilu ngsübergreifender 
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Recherchen zu Tre,en und Schriftwechseln , in denen das sogena nte
1 
~entenpaket 

Thema war, sowie der anschließend durchzuführenden Drittbeteiligungsverfahren ist da-
von auszugehen, dafs der Geb\ührenrahmen für Ihre Akteneinsicht ausgbschöpft würde 
und sich die Gebührin für die Bearbeitung Ihres Antrages somit auf 500 Euro belaufen 
würden. Ich möchte Sie vor diesem Hintergrund nochmals um Bestätigung bitten, dass 

Sie auch in Anbetra t   t der zu erwartenden Kosten Ihren !FG-Antrag aufrechterhalten. 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

Zierke 
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